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Betreff: 9. Änderung des Flächennutzungsplanes der Gemeinde Bälau 
sowie Aufstellung des vorhabenbezogenen Bebauungsplans (VB-Plan) 
Nr. 7 „Solarpark-Bälau“ 

 

Sehr geehrtes Team des Ingenieurbüros Oldenburg, 

sehr geehrter Bürgermeister Schlisio, 

sehr geehrte Gemeindevertretung, 

der BUND bedankt sich für die Möglichkeit der Beteiligung und nimmt wie folgt Stellung: 

Zum beantragten Solarpark: 
 
Der BUND wendet sich gegen den Wildwuchs der Solaranlagen in der Landschaft und 
bevorzugt grundsätzlich die Belegung mit PV-Modulen auf bereits versiegelten Flächen. Es 
geht dem BUND gerade auch darum, den Flächenverbrauch der Landschaft zu minimieren, 
landwirtschaftliche Flächen zu erhalten und das dörfliche Landschaftsbild nicht weiter zu 
beeinträchtigen.  
 
Der Antragsteller Sonnenkraftwerke Bälau GmbH & Co. KG bittet die Gemeinde Bälau um die 
Änderung des F-Plans, nämlich darum, eine bisher intensiv landwirtschaftlich genutzte 
Fläche (ca. 12 ha) in ein Sondergebiet PV-Freiflächenanlage umzuwidmen. Die Begründung 
besteht darin, dass die Landschaft an der geplanten Stelle sowieso schon durch 
Biogasanlage, Maststallanlagen und WEA entwertet sei, es quasi auf weitere Entwertung des 
Landschaftsbildes nicht mehr ankomme. Da kann man genauso gut anders herum 
argumentieren: Eben weil der dörfliche Nordteil von Bälau bereits jetzt einen extrem 
industriell geprägten landwirtschaftlichen Charakter aufweist (inklusive aller unangenehmen 
Erscheinungen wie Güllegeruch, der auch im ganzen Dorf zu riechen ist, wenn die Gülle 
ausgebracht wird,) sollte man gegensteuern und nicht weitere industrielle Nutzungen 
erlauben. In der Begründung heißt es: 
 
„ …westlich der am Standort vorhandenen Biogasanlage sind geeignete Standorte 
für die Errichtung von Freiflächen-Photovoltaikanlagen vorhanden. Die Windenergienutzung 
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und die technischen Anlagen der Biogasanlage sind als Vorbelastungen zu betrachten. Der 
Geltungsbereich und die Umgebungsflächen werden mit Ausnahme der Baubereiche der 
Biogasanlage ackerbaulich genutzt. 
Am vorgesehenen Standort zählen PV-Freiflächenanlagen nicht zu den privilegierten 
Vorhaben. Aus diesem Grund ist für die baurechtliche Zulässigkeit die Aufstellung eines 
Bebauungsplans erforderlich.“  
 
Die Gemeinde Bälau plant auf der Grundlage eines Antrags des Vorhabenträgers, der 
Sonnenkraftwerke Bälau GmbH & Co. KG, die Aufstellung des vorhabenbezogenen 
Bebauungsplans (VB-Plan) Nr. 7 „Solarpark-Bälau“.“ 
 
Der Gemeinde sollten gute Gründe genannt werden, um diesem Antrag zu folgen, was u.E. 
nur dadurch gerechtfertigt wäre, wenn die Gemeinde von einer Wertschöpfung durch die 
Freiflächen-PV-Anlage profitieren könnte. Keinesfalls ist zu akzeptieren, wenn der dörfliche 
Charakter zulasten aller Dorfbewohner weiterhin geschädigt wird, wenn nur Investoren davon 
profitieren und die Dorfbevölkerung nur die Nachteile zu tragen hat, die in einer Entwertung 
ihres Lebensumfeldes besteht.  Der BUND hat eine Handreichung erarbeitet, die die 
Bedingungen gelungener PV-Anlagen in der Fläche formuliert. Nur wenn diese Bedingungen 
erfüllt werden, ist von einer gelungenen Planung zu sprechen. Die wichtigsten Punkte sind: 
 
III. Empfehlungen zur Ausgestaltung der Anlage 
Einbindung vorhandener Biotopstrukturen 
Bestehende Biotopstrukturen sind zu erhalten und nach Möglichkeit zur Einbindung der 
Anlage in die Landschaft zu nutzen. Ergänzende Biotopelemente wie Kleingewässer, 
Sandtrockenrasen oder Blühstreifen mit Regiosaat können die Anlagen ökologisch stark 
Aufwerten.  
Umzäunung mindestens 20 cm Abstand zum Boden 
Aus Sicherheitsgründen werden Solar-Freiflächenanlagen umzäunt. Damit der Zaun zu 
keiner Barriere für Kleintiere wird, ist ein Abstand zum Boden von mindestens 20 
Zentimetern einzuhalten. In Gebieten mit einem geringen Grundwasserflurabstand, z.B. in 
der Marsch, ist alternativ eine Sicherung der Betriebsfläche durch einen ein bis zwei Meter 
breiten Wassergraben zu prüfen, der den Diebstahl demontierter Module ebenfalls 
erheblich erschwert, gleichzeitig jedoch für viele Großtierarten überwindbar ist und auch 
neue aquatische Lebensräume schafft. 
Wildkorridore vorsehen 
Um eine Zerschneidung von Lebensräumen durch die Umzäunung zu vermeiden, sind für 
größere Säugetiere in ausreichenden Abständen Wildkorridore vorzusehen. 
Versiegelung minimieren 
Beim Bau einer Solar-Freiflächenanlage wird durch Teil- und Vollversiegelung in den 
Naturhaushalt eingegriffen. Durch die Module wird der Boden darunter beschattet und 
trockener. Dadurch verändert sich der Lebensraum für Pflanzen und Tiere. Die 
Versiegelung ist durch eine fundamentfreie Verankerung im Boden mittels Erdschrauben 
oder gerammten Erdständern möglichst gering zu halten. Inklusive aller Gebäude und 
Infrastruktur ist die Versiegelung auf maximal zwei Prozent der Fläche zu begrenzen. Der 
Anteil der horizontal überdeckten Modulfläche sollte 50 Prozent der Gesamtfläche nicht 
übersteigen. 
Mindestens vier Meter Abstand der Modulreihen 
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Um eine übermäßige Beschattung des Bewuchses zu vermeiden und Niederschlagseinfall 
unter die Module zu ermöglichen, sind Reihenabstände von mindestens vier Metern 
vorzusehen. Dadurch wird auch verhindert, dass die Modulreihen optisch wie eine 
Wasserfläche wirken. Eine Modulfläche, die wie eine Wasserfläche wirkt, kann Insekten 
und Wasservögel dazu verleiten, dort zu landen, was zu Verletzungen und Tod der Tiere 
führen kann. Das Kollisionsrisiko von Vögeln mit den PV-Modulen wird zwar als 
insgesamt gering eingeschätzt, unter besonders ungünstigen Umweltbedingungen ist es 
jedoch nicht auszuschließen (Herden et al. 2009). Ein breiterer Reihenabstand erleichtert 
auch die Pflege des Bewuchses zwischen den Reihen, was bei einer Pflegedauer von 20 
bis 30 Jahren erhebliche Betriebskostenvorteile mit sich bringt. 
Mindestens 80 cm Abstand der Modulvorderkante zum Boden 
Der Mindestabstand der Unterkante der Module zum Boden sollte 80 cm betragen, damit 
genügend diffuses Licht und Niederschlag auf den Boden fällt, was die Beeinträchtigung 
des Bewuchses durch Beschattung verringert (Herden et al. 2009). Eine höhere 
Aufständerung ermöglicht auch einen späteren Mahdtermin, da die unterste Modulreihe 
nicht so schnell durch Aufwuchs verschattet wird. Auch bei einer Beweidung mit Schafen 
sollte die Mindesthöhe 80 cm betragen, da es sonst passieren kann, dass sich die Schafe 
an den Kanten den Rücken verletzen. Außerdem können sonst nur die Lämmer darunter 
durchlaufen und werden dabei vom Mutterschaf getrennt, was zu Unruhe und Hektik unter 
den Tieren führen kann (LfL-Information, Beweidung von Photovoltaik-Anlagen mit 
Schafen, 2019). 
Anlage und Pflege der Fläche sind auf die Erhöhung der biologischen Vielfalt 
auszurichten 
Um die biologische Vielfalt zu erhöhen, sind die Flächen standortspezifisch zu optimieren. 
Eine eventuell vorhandene Drainage sollte stillgelegt werden, um eine Wiedervernässung 
der Fläche zu erreichen. Dadurch wird der Anteil der organischen Substanz im Oberboden 
erhöht und zusätzlich CO2 gebunden. Die Flächen sind als extensives, nährstoffarmes 
Grünland zu entwickeln und entsprechend zu bewirtschaften. Sie sollten standortgerecht 
mit regionalem Wildpflanzen-Saatgut eingesät werden. Ein angepasstes ökologisches 
Pflegekonzept, z.B. Schafbeweidung oder Mahd mit Abräumen des Mähgutes, hilft die 
Artenvielfalt zu verbessern. Düngemittel, Pestizide sowie Chemikalien zur Modulreinigung 
sind auszuschließen. Ebenfalls ausgeschlossen sind ein Umbruch der Flächen, das 
Walzen sowie Maßnahmen zur Entwässerung der Flächen. Für die Mahd sollte eine 
insektenfreundliche Mahdtechnik, z.B. Balkenmäher, eingesetzt werden. Die Artenvielfalt 
innerhalb der Anlage kann zusätzlich durch Habitatstrukturen wie Kleingewässer, 
Totholzhaufen, Rohbodenstellen u.ä.m. gesteigert werden. Heimische Sträucher oder 
Hecken fügen die Anlage in die Landschaft ein und schaffen Vogelnistplätze.  
Solarthermie-Freiflächenanlagen 
Bei Solarthermie-Freiflächenanlagen sind Schutzmaßnahmen gegen das Austreten der 
wassergefährdenden Wärmetauscherflüssigkeit vorzusehen. Alle im Boden verlegte 
Rohrleitungen sind mit einem Leckage-Überwachungssystem auszustatten. 
Ausgleichsflächen und -maßnahmen 
Die notwendigen Ausgleichsflächen und -maßnahmen sollten in Verbindung mit der 
Fläche der Solaranlage stehen und dem Biotopverbund dienen. Die Schaffung von 
zusätzlichen Habitatstrukturen sollten als Ökopunkte angerechnet werden. 
Monitoring und Effizienzkontrolle 
Nach § 4c Satz 1 BauGB sind die Gemeinden grundsätzlich verpflichtet, die erheblichen 



  

4 

 

Umweltauswirkungen, die auf Grund der Durchführung der Bauleitpläne eintreten, zu 
überwachen. Die von der Gemeinde geplanten und durchgeführten 
Überwachungsmaßnahmen sind im Umweltbericht zu beschreiben. Die Ergebnisse sind 
der Unteren Naturschutzbehörde unaufgefordert zur Verfügung zu stellen. 
Rückbau sicherstellen 
Nach § 9 Abs. 2 BauGB kann die Gemeinde im Bebauungsplan festsetzen, dass die 
zulässige Nutzung nur für eine bestimmte Zeitdauer zugestanden wird. Eine 
Rückbauverpflichtung erfolgt daraus aber nicht. Es ist zu empfehlen, eine 
Rückbauverpflichtung in einem begleitenden städtebaulichen Vertrag zu verankern. Die 
Verpflichtung sollte explizit alle Einrichtungen (Zaun, Kabel, Fundamente etc.) umfassen. 
Zusätzlich kann auch die Absicherung über eine Bürgschaft oder Dienstbarkeit getroffen 
werden. 
Bürgerbeteiligung vorsehen 
Um die Akzeptanz in der Bevölkerung für die Planung und den Bau von Solaranlagen zu 
gewährleisten, sollte die Öffentlichkeit frühzeitig informiert und beteiligt werden. Eine 
finanzielle Teilhabe der lokalen Bevölkerung ist anzustreben. Nach §6 des Erneuerbaren 

Energie Gesetzes können Standortgemeinden pro Kilowattstunde 0,2 ct. erhalten. Mehr zu 
diesem Thema findet sich unter folgendem Link: 
https://sonne-sammeln.de/kommunen/varianten-der-beteiligung/ 
 
Zu Ihrer Information hänge ich die Handreichung an. 
 
Die Flächen werden z.Z. intensiv landwirtschaftlich genutzt. In den Unterlagen steht: „Die 
landwirtschaftlichen Ackerflächen verfügen über eine geringe Bedeutung für den 
Landschafts-, Natur- und Artenschutz. Die geplante Folgenutzung lässt daher keine 
Verschlechterung für den Natur- und Artenschutz erwarten. Vielmehr kann durch eine 
angepasste Bewirtschaftung der Sonderbaufläche eine Steigerung der 
naturschutzrechtlichen Belange einiger Schutzgüter auf den Flächen des Geltungsbereichs 
resultieren. Im Hinblick auf das Landschaftsbild sollen die Flächen durch Pflanzungen aus 
standortheimischen Gehölzen eingegrünt werden. 
Östlich außerhalb des Geltungsbereichs befindet sich eine Biogasanlage sowie eine 
Tierhaltungsanlage. 
Beide Anlagen sind durch bestehende Gehölzstrukturen eingegrünt.“ (S. 13 Begründungsteil) 
 
Hierzu merkt der BUND an: Die sich vor Ort befindlichen Knicks/Gehölzstrukturen wirken 
vernachlässigt und könnten durch bessere Pflege und vielfältigere Anpflanzungen 
aufgewertet werden. Dafür müsste es ein verbindliches Monitoring geben, denn was z.Z. an 
Grünstrukturen vorhanden ist lässt nicht erwarten, dass Festsetzungen im Textteil des B-
Plans auch eingehalten werden. Wer soll also in Zukunft das Monitoring übernehmen? Das 
muss verbindlich festgelegt werden. 
 
Darüber hinaus steht zu befürchten, dass die intensive Landwirtschaft (vermutlich 
Maisanbau) nun an anderer Stelle erfolgen wird, denn die Biogasanlage braucht ja weiterhin 
Betriebsstoff. In Zukunft wird es also eine PV Freiflächenanlage zusätzlich geben, die die 
landwirtschaftliche Fläche um die 12 ha weiter verknappt. Langfristig wird dieses Vorgehen 
katastrophale Folgen für die Landwirtschaft haben, denn der Gewinn aus landwirtschaftlicher 
Produktion kann mit den Erträgen aus der Energiewirtschaft nicht mithalten. Die 
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Gemeindevertreter*innen sollten sich darüber im Klaren sein, dass ihre Entscheidung für eine 
F-Plan-Änderung und für eine Freiflächen-PV-Anlage langfristig negative Folgen für die 
Landwirtschaft hat. Wenn die Gemeinde nicht am Gewinn der Stromerzeugung beteiligt wird 
und keine ökologisch vorbildliche Ausgestaltung der PV-Anlage durchsetzen kann, sollte sie 

dem Projekt nicht zustimmen. Folgende Tipps für die Gemeinde hat der BUND SH 
erarbeitet: 
 
Was die Gemeinde sollte 
Die Gemeinde sollte 
· keine überstürzten Entscheidungen treffen, 
· Wissen aufbauen und Erfahrungen sammeln (Vorträge, Literatur, Besichtigungen), 
· die Bürger*innen umfassend informieren, denn öffentliche Akzeptanz ist besonders wichtig, 
· Win-Win-Situationen anstreben für die Gemeinde und ihre Bürger*innen, 
· einen Grundsatzbeschluss fassen und öffentlich bekannt machen, dass Solar- 
  Freiflächenanlagen unter Beachtung bestimmter Eckpunkte vorstellbar sind, 
· ein Standortkonzept, möglichst unter Einbeziehung der Nachbargemeinden, 
  erarbeiten, um geeignete und ungeeignete Flächen zu identifizieren, 
· die Projektentwicklung nach ihren Vorstellungen selber in die Hand nehmen und 
  die Fläche danach Investoren anbieten, die die Vorstellungen der Gemeinde 
  akzeptieren, 
· die Solar-Freiflächenanlage z.B. mittels eines kommunalen Eigenbetriebs selber 
  bauen sowie betreiben und so die gesamte Wertschöpfungskette nutzen, 
· Verhandlungen mit dem Antragsteller aufnehmen bzgl. Benennung von Referenzobjekten, 
Anlagengröße, Sitz der Gesellschaft (Gewerbesteuereinnahmen), 
· die Wirtschaftlichkeitsberechnung genau prüfen, 
· per städtebaulichem Vertrag die Kosten für das Standortkonzept und für das B-Plan- 
  Verfahren zurückfordern, 
 
Fazit: Solar-Freiflächenanlagen nehmen Bodenflächen in Anspruch und verändern damit 
Lebensräume und das Landschaftsbild. Die Gemeinde Bälau sollte gut überlegen, welche 
Weichenstellungen sie für ein lebenswertes Dorf der Zukunft vornimmt.  
 
Wir bitten Sie, die von uns angeführten Argumente bei der Bauleitplanung in Bälau zu 
beachten und um die Zusendung der Abwägungsergebnisse. 
 
Mit freundlichen Grüßen 
 

 
Vorstandsmitglied des BUND Kreis Herzogtum Lauenburg 
 
 
 
 
 
 


